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(2) Die Kündigung wird sechs Monate nach dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Notifikation beim 
Generaldirektor eingegangen ist.

Artikel 19 
Notifikationen

Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen aller 
Mitgliedstaaten

i) den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Überein­
kommens,

ii) die Unterzeichnungen und die Hinterlegungen von 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunden,

lii) die Annahmen von Änderungen dieses Überein­
kommens und den Zeitpunkt, zu dem diese Ände­
rungen in Kraft treten,

iv) die Kündigungen dieses Übereinkommens.

Artikel 20 
Schlu It hpstinimungcn

(1) a )  Dieses Übereinkommen wird in einer Urschrift 
in englischer, französischer, russischer und spanischer 
Sprache unterzeichnet, wobei jeder Wortlaut gleicher­
maßen verbindlich ist, und bei der schwedischen Re­
gierung hinterlegt.

b )  Dieses Übereinkommen liegt bis zum 13. Januar 
1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf.

(2) Amtliche Texte werden vom Generaldirektor 
nach Konsultierung der beteiligten Regierungen in 
deutscher, italienischer und portugiesischer Sprache so­
wie in anderen Sprachen hergestellt, die die Konferenz 
bestimmen kann.

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei beglaubigte 
Abschriften dieses Übereinkommens und jeder von 
der Konferenz beschlossenen Änderung den Regierun­
gen der Mitgliedstaaten des Pariser Verbandes und des 
Berner Verbandes sowie der Regierung jedes ande­
ren Staates, wenn er diesem Übereinkommen beitritt, 
und der Regierung jedes anderen Staates, die es ver­
langt. Die Abschriften des Unterzeichneten Textes des 
Übereinkommens, die den Regierungen übermittelt 
werden, werden von der schwedischen Regierung be­
glaubigt.

(4) Der Generaldirektor läßt dieses Übereinkommen 
beim Sekretariat der Vereinten Nationen registrieren.

Artikel 21
Übergangsbestimmungen

(1) Bis zur Amtsübernahme durch den ersten Gene­
raldirektor gelten Bezugnahmen in diesem Überein­
kommen auf das Internationale Büro oder den Gene­

raldirektor als Bezugnahmen auf die Vereinigten Inter­
nationalen Büros zum Schutz des gewerblichen, lite­
rarischen und künstlerischen Eigentums (auch Ver­
einigte Internationale Büros zum Schutz des geistigen 
Eigentums — BIRPI — genannt) oder ihren Direktor.

(2) a )  Staaten, die Mitglied eines der Verbände sind, 
aber noch nicht Vertragspartei dieses Übereinkom­
mens geworden sind, können, wenn sie dies wünschen, 
während eines Zeitraums von fünf Jahren, gerechnet 
vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkom­
mens an, die gleichen Rechte ausüben, die sie als Ver­
tragspartei dieses Übereinkommens hätten. Jeder Staat, 
der diese Rechte auszuüben wünsdit, hinterlegt zu die­
sem Zweck beim Generaldirektor eine schriftliche Noti­
fikation, die im Zeitpunkt ihres Eingangs wirksam 
wird. Solche Staaten gelten bis zum Ablauf der ge­
nannten Frist als Mitglied der Generalversammlung 
und der Konferenz.

b )  Mit Ablauf der fünfjährigen Frist sind diese 
Staaten in der Generalversammlung, in der Konferenz 
und im Koordinierungsausschuß nicht mehr stimmbe­
rechtigt.

c) Werden diese Staaten Vertragspartei dieses 
Übereinkommens, so sind sie wieder stimmberechtigt.

(3) a )  Solange nicht alle Mitgliedstaaten des Pariser 
und des Berner Verbandes Vertragspartei dieses 
Übereinkommens geworden sind, nehmen das Inter­
nationale Büro und der Generaldirektor auch die Auf­
gaben der Vereinigten Internationalen Büros zum 
Schutz des gewerblichen, literarischen und künstle­
rischen Eigentums und ihres Direktors wahr.

b )  Das bei den genannten Büros im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Übereinkommens beschäftigte 
Personal gilt während der unter Buchstabe a )  bezeich- 
neten Übergangszeit auch als beim Internationalen 
Büro beschäftigt.

(4) a )  Sobald alle Mitgliedstaaten des Pariser Ver­
bandes Mitglied der Organisation geworden sind, gehen 
die Rechte und Verpflichtungen sowie das Vermögen 
des Büros dieses .Verbandes auf das Internationale 
Büro der Organisation über.

b )  Sobald alle Mitgliedstaaten des Berner Verbandes 
Mitglied der Organisation geworden sind, gehen die 
Rechte und Verpflichtungen sowie das Vermögen des 
Büros dieses Verbandes auf das Internationale Büro 
der Organisation über.

ZU URKUND dessen haben die hierzu 
gehörig bevollmächtigten Unterzeichneten 
dieses Übereinkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967.


